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Antrag 

des Abgeordneten Klaus-Jürgen Warnick und der Gruppe der PDS 


Sozial verträgliches und überschaubares Mietensystem in Deutschland 
sowie Mindestbedingungen bei der Einführung des Vergleichsmietensystems 
in Ostdeutschland 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Gestaltung des Miet- 
rechts für Ostdeutschland mit der Neukonzipierung eines über- 
schaubaren und sozial verträglichen Mietensystems für die ge- 
samte Bundesrepublik Deutschland zu verbinden, welches zur 
Sicherung bezahlbarer und sicherer Wohnungen für alle Men- 
schen beiträgt. 

An der Erarbeitung eines solchen Konzeptes sind Länder und 
Kommunen, Mieterorganisationen, Verbände der Wohnungswirt- 
schaft und Gewerkschaften frühzeitig in geeigneter Weise zu 
beteiligen. 

II. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, nachstehende Mindest- 
bedingungen im Zusammenhang mit der von ihr beabsichtigten 
flächendeckenden Einführung des Vergleichsmietensystems in 
den ostdeutschen Bundesländern zu erfüllen: 

1. zeitgleiche Einführung einer jährlich anzupassenden Wohn- 
geldregelung, die die Gesamtwohnkosten berücksichtigt und 
für die gesamte Bundesrepublik Deutschland gilt, 

2. Begrenzung der maximalen Steigerungsrate der Nettokalt- 
miete auf 3,3 Prozent jährlich, 

3. Beschränkung der umlagefähigen Kosten nach Modernisie- 
rung auf 1,50 DM/m^ innerhalb von drei Jahren, 

4. Schaffung gesetzlicher Möglichkeiten des gegenseitigen Ein- 
tritts in bestehende Mietverträge bei Wohnungstausch und 
Einführung einer Kappungsgrenze von 5 Prozent für Miet- 
steigerungen bei Neu- bzw. Wiedervermietung, 

5. ersatzlose Streichung der Privatisierungsauflagen aus dem Alt- 
schuldenhilfegesetz, 
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6. Umwandlung der sogenannten Altschulden der Wohnungs- 
wirtschaft in vorerst zinslose Darlehen, verbunden mit der 
Gewährung von Belegungsrechten für die Kommunen sowie 
unverzüglicher Abschluß der Zuordnung von Grund und Boden 
an die Wohnungsunternehmen, 

7. Verlängerung der erweiterten Kündigungsschutzregelungen 
für Ostdeutschland bis zum Jahr 2000 unter Einschluß der Ein- 
liegerwohnungen, 

8. Festschreibung von Übergangsregelungen für die Einführung 
des Vergleichsmietensystems von mindestens sieben Jahren, 

9. Beibehaltung der Kappungsgrenze für die Umlage der Heiz- 
und Warmwasserkosten (2,50 DM/m^) während der gesamten 
Übergangszeit. 

III. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Einführung des Ver- 
gleichsmietensystems in Ostdeutschland so lange zurückzustel- 
len, bis ein tragfähiges Konzept unter Berücksichtigung oben 
genannter Mindestbedingungen vorliegt. Die Weitergeltung be- 
stehender Regelungen (Zweite Grundmietenverordnung, Wohn- 
geldsondergesetz usw.), ist zu verbinden mit 

a) einer Verlängerung der Zinshilfe für die sogenannten Altschul- 
den der Wohnungswirtschaft über den 30. Juni 1995 hinaus 
und 

b) der sofortigen Einführung einer Kappungsgrenze für die um- 
lagefähigen Kosten nach Modernisierung für Wohnungen, die 
einer Mietpreisbindung gemäß der Zweiten Grundmietenver- 
ordnung unterliegen. 

Bonn, den 8. März 1995 

Klaus Jürgen Warnick 
Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Die Neukonzipierung der Mieten- und Wohnungspolitik für die 
gesamte Bundesrepublik Deutschland unter Einbeziehung aller 
gesellschaftlichen Kräfte ist unabdingbar, weil es in der alten 
Bundesrepublik Deutschland in 45 Jahren nicht gelungen ist, 
allen Menschen bezahlbare und sichere Wohnungen zu ermög- 
lichen. 

Sicher war die Mieten- und Wohnungspolitik der DDR so länger 
nicht durchführbar, aber eine Übernahme des in der alten Bun- 
desrepublik geltenden Mietrechtes mit all seinen negativen Fol- 
gen trägt deswegen noch lange nicht zur Entspannung und Besei- 
tigung der Wohnungsnot bei, sondern wird diese Situation weiter 
verschärfen und den Gang neuer Wege erschweren. 

Die derzeitige wohnungspolitische Situation in Deutschland ist 
trotz aller Euphorie über die 1994 erreichten Fertigstellungszah- 
len im Wohnungsbau (auf einem für die ehemalige Bundesrepu- 
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blik Deutschland bis 1974 völlig normalen Niveau) von einem 
zunehmenden Mangel an bezahlbaren Wohnungen, Wohnungs- 
not und Obdachlosigkeit gekennzeichnet. Gleichzeitig nimmt die 
Einkommensarmut in Deutschland zu. In rasantem Tempo verrin- 
gert sich in westdeutschen Kommunen der Sozialwohnungsbe- 
stand, andererseits fehlen den Kommunen die Mittel zur Förde- 
rung des sozialen Wohnungsbaus. Seit 1990 wurde das Wohngeld 
in den westdeutschen Bundesländern nicht der Mietenentwick- 
lung angepaßt. Deswegen mußte 1994 schon jeder zweite Wohn- 
geldempfänger eine Miete zahlen, die durch die Höchstbeträge 
des Wohngeldgesetzes nicht abgedeckt ist. Auch in Ostdeutsch- 
land ist trotz des Sonderwohngeldgesetzes insbesondere für Ar- 
beitslosenhaushalte, Alleinerziehende und ältere Menschen die 
Wohnkostenbelastung nicht sozial verträglich. Der Wegfall der 
Freibeträge ab 1. Juli 1995 wird bei vielen Mieterhaushalten zu 
einer weiteren Wohnkostenbelastung führen. 

Im Ergebnis der Ersten und Zweiten Grundmietenverordnung 
zahlen die Mieterinnen und Mieter der mietpreisgebundenen 
Wohnungen in Ostdeutschland derzeit Brutto-Kaltmieten von 
5 bis 7 DM je m^ Wohnfläche und Monat. Die „Ost-Mieten 
stiegen von Januar 1991 bis Januar 1994 um 626 Prozent, die 
durchschnittlichen Nettoeinkommen in Ostdeutschland um 
82 Prozent. Obwohl im Durchschnitt älter, mit geringerem Aus- 
stattungsstandard, schlechterem Wohnumfeld und weiteren Män- 
geln behaftet, hat die Miethöhe in Ostdeutschland fast das Niveau 
der durchschnittlichen Miethöhe Westdeutschlands (9 DM/m^ 
Wohnfläche Brutto-Kalt) erreicht. Hinzu kommt, daß die warmen 
Betriebskosten bei ostdeutschen Wohnungen noch immer auf- 
grund des mangelhaften Zustandes von Heizungsanlagen und 
ungenügender Wärmedämmung im Durchschnitt ca. 1 DM/m^ 
über dem westdeutschen Niveau liegen. Im Ergebnis werden für 
zunehmend mehr Wohnungen mit „Oststandard'' Mieten auf 
„Westniveau" verlangt und auch mangels Alternativen bezahlt. 

Der nominale Einkommensabstand zwischen Ost- und West- 
deutschland betrug 1994 72,9 Prozent, kaufkraftbereinigt 

81,9 Prozent (DIW-Bericht Nr. 51-52/94). Entgegen früheren 
Annahmen der Regierung werden die Einkommen in Ostdeutsch- 
land auch in den nächsten zwei bis drei Jahren um mindestens 
15 Prozent hinter denen in Westdeutschland Zurückbleiben. Trotz 
der (auch durch den geringeren Wohnflächenverbrauch beding- 
ten) im Verhältnis zu West niedrigeren Mieten nahmen 1993 
24,4 Prozent aller ostdeutschen Haushalte Wohngeld in Anspruch, 
darunter Alleinerziehende mit 47,2 Prozent und Einzelpersonen- 
haushalte weiblich unter 65 Jahren mit 55 Prozent (DIW-Bericht 
Nr. 8/95). Die Zahl der Wohngeldbezieher ist 1994 gesunken, zum 
einen wegen Einkommenssteigerung, zum anderen wegen der 
nicht der Mietenentwicklung angepaßten Wohngeldtabellen. 
7 Prozent der Haushalte verzichten nach eigener Einschätzung 
freiwillig auf Wohngeld (Ergebnisse der Mieterbefragung 1994 
durch das IfS). Wie problematisch das Jonglieren mit Durch- 
schnittszahlen ist, wird auch an der vom Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau herausgegebenen Bro- 
schüre „Haus und Wohnung im Spiegel der Statistik 1994" deut- 
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lieh. Während Bundesminister Dr, Klaus Töpfer in einer Presse- 
erklärung vom 16. Dezember 1994 von einer Wohnkostenbe- 
lastung nach Wohngeld in Westdeutschland von 25 Prozent 
spricht, weist die Broschüre eine durchschnittliche Mietbelastung 
in Westdeutschland im Jahr 1992 von 23 Prozent bei Rentnerhaus- 
halten mit geringem Einkommen, von 16 Prozent bei Arbeitneh- 
merhaushalten mit mittlerem Einkommen und von 14 Prozent bei 
Arbeitnehmerhaushalten mit höherem Einkommen aus. Die Mie- 
tenbelastung bei Selbständigen, hohen Beamten und anderen 
Großverdienern ist nicht ausgewiesen. 

Mit der Überführung des per 3. Oktober 1990 vorhandenen Woh- 
nungsbestandes Ostdeutschlands in das Vergleichsmietensystem 
gibt es in den ostdeutschen Bundesländern im Gegensatz zu den 
westdeutschen Bundesländern (bis auf die wenigen nach dem 
3. Oktober 1990 gebauten, dies sind weniger als ein Prozent) 
keine Sozialwohnungen. Die kurzfristige Schaffung eines der 
wohnungspolitischen Situation angemessenen Bestandes an So- 
zialwohnungen mit Belegungsrechten und bezahlbaren Mieten 
durch Neubau ist nicht durchführbar. Deswegen sind Maßnah- 
men zur Schaffung eines „Sozialwohnungs"-bestandes aus dem 
vorhandenen kommunalen Wohnungsbestand dringend erforder- 
lich. 

Die Einführung des Vergleichsmietensystems zum 1. Juli 1995 ist 
nicht zwingend. Der Einigungsvertrag fordert die Berücksichti- 
gung der Einkommensentwicklung, setzt aber keinen Termin für 
den Übergang. Dieser Termindruck entstand durch den soge- 
nannten Magdeburger Kompromiß der Bauminister im Juli 1992. 
Seitdem wurde aber versäumt, ein tragfähiges, sozial verträg- 
liches Konzept zu erarbeiten. Nun soll im Eiltempo ein Gesetz 
geschaffen werden, welches den Übergang und entsprechende 
Mietsteigerungen möglichst zeitnah am 1. Juli 1995 ermöglicht. 

Für einen so folgenreichen Schritt wie die Einführung des Ver- 
gleichsmietensystems müßten die Ergebnisse der im Herbst 1995 
stattfindenden umfassenden Wohnungs- und Gebäudezählung in 
Ostdeutschland mit zu Grunde gelegt werden. Selbst Bundesmini- 
ster Dr. Klaus Töpfer äußerte dazu in einer Presseerklärung am 
18. Januar 1995: „Die vorliegenden Daten zum Wohnungsbestand 
in den neuen Ländern sind völlig unzureichend. Sie beruhen auf 
lückenhaften DDR-Erhebungen aus dem Jahre 1981. Daher liegen 
weder verläßliche Daten zur Wohnungssituation im Osten vor, 
noch ist die Gesamtzahl und die regionale Verteilung der Woh- 
nungen bekannt. Eine zielgenaue Wohnungspolitik braucht ver- 
läßliche Informationen. Die Gebäude- und Wohnungszählung 
wird dafür einen zentralen Baustein liefern. " 

Solange ein tragfähiges Konzept nicht vorliegt, können die derzei- 
tigen Mietenregelungen in Ostdeutschland weitergelten. Durch 
Verlängerung der Zinshilfe für die sogenannten Altschulden wer- 
den die Wohnungsunternehmen nicht gezwungen, von den für 
Sanierung und Modernisierung benötigten Mieteinnahmen 
durchschnittlich 1 DM/m^ ab 1. Juli 1995 für den Kapitaldienst 
abzuzweigen. 
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Angesichts der Tatsache, daß zunehmend mehr Mieterinnen und 
Mieter in Ostdeutschland von Luxusmodernisierungen und ein- 
hergehender Verdrängung aus den Wohnungen betroffen sind, ist 
die beabsichtigte Einführung einer Kappungsgrenze für Moderni- 
sierungsumlagen, unabhängig vom Termin der Einführung des 
Vergleichsmietensystems kurzfristig zu realisieren. 

Zu den einzelnen Mindestbedingungen: 

Zu Nummer 1 

Laut Sozio-ökonomischem Panel (SOEP) liegt die durchschnitt- 
liche Mietbelastungsquote in Westdeutschland bei weiblichen 
Ein-Personen-Haushalten, Alleinerziehenden und Arbeitslosen- 
haushalten bei knapp 30 Prozent, bei Niedrigverdienern sind das 
40 Prozent und mehr (DlW-Bericht 1/95). 

Die überfällige Novellierung des Wohngeldgesetzes wird von 
keiner Partei bestritten und ist den Mieterinnen und Mietern auch 
mehrfach (mit immer weiter geschobenen Terminen) zugesagt 
worden. Eine Begründung bei der letzten Verlängerung des 
Wohngeldsondergesetzes bis zum 31. Dezember 1995 war, daß 
zum 1. Januar 1996 ein für die gesamte Bundesrepublik Deutsch- 
land geltendes neues Wohngeldgesetz in Kraft treten soll. Einer- 
seits müssen die geltenden Wohngeldregelungen für Ostdeutsch- 
land zwingend verlängert und verbessert werden, wenn das Ver- 
gleichsmietensystem noch in diesem Jahr eingeführt werden soll, 
andererseits ist es unakzeptabel, wenn Mieter in Ost und West bei 
gleichen Einkommen und Wohnkosten unterschiedlich viel 
Wohngeld beanspruchen können. 

Zu Nummer 2 

Es ist nicht einzusehen, daß angesichts der bereits erfolgten hohen 
Mietsteigerungen weitere Mieterhöhungen über der Entwicklung 
der Einkommen und Lebenshaltungskosten liegen sollen. Diese 
seit 1983 anhaltende Entwicklung muß endlich (auch in den west- 
deutschen Ländern) gestoppt werden. Mieterhöhungen sollen 
vorrangig zur Sanierung der Wohnungen eingesetzt werden. 

Zu Nummer 3 

Dadurch sollen einerseits drastische Mieterhöhungen infolge von 
Luxusmodernisierung verhindert und andererseits notwendige 
und wünschenswerte Modernisierungen gewährleistet werden. 
Dazu sind zinsgünstige Kredite und Fördermittel bereitzustellen 
und Mietmodernisierungen zu fördern. 

Zu Nummer 4 

Wohnungstausch ist eine besonders effektive, ressourcenspa- 
rende Form, um den vorhandenen Wohnraum entsprechend den 
Bedürfnissen der Mieterinnen und Mieter, vor allem auch von 
Haushalten mit Kindern, zu verteilen. Die dabei vorhandenen 
Barrieren (höhere Miete, neuer Mietvertrag und kürzerer Kündi- 
gungsschutz sowie bürokratische Hürden) sind zu beseitigen, 
Umzugswülige in kleinere Wohnungen zu unterstützen. Dabei 
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kann auf westdeutsche bzw. Westberliner Erfahrungen zurückge- 
griffen werden. Mietsteigerungen bei Neuvermietungen treiben 
das Mietenniveau nach oben und verhindern wünschenswerte 
Mobilität. Wenn schon nicht ein Verbot von Mieterhöhungen bei 
Wiedervermietung einer Wohnung (weil dahinter z. B. im Gegen- 
satz von Modernisierungsleistungen keine Leistung des Vermie- 
ters steht), dann ist zumindest eine Kappung erforderlich. 

Zu Nummer 5 

Die Zwangsprivatisierung kommunaler und genossenschaftlicher 
Wohnungen schafft keine neuen Wohnungen, verunsichert Mie- 
terinnen und Mieter und bindet personelle, materielle und finan- 
zielle Kräfte, die zur Lösung dringender wohnungspolitischer Auf- 
gaben nötig wären. Statt wegen knapper Kassen öffentliche Mittel 
für die Bildung von Vermögen von schon Vermögenden rigoros zu 
streichen, wird für die Privatisierung von vorhandenen Mietwoh- 
nungen Geld ausgegeben, welches andererseits für die Schaffung 
und den Erhalt von Wohnungen mit Belegungsbindungen und be- 
zahlbaren Mieten fehlt. Die Privatisierungsauflagen gegenüber 
Wohnungsgenossenschaften verletzen zudem geltendes Recht. 

Zu Nummer 6 

Damit würde für die Wohnungsunternehmen der Zwang entfal- 
len, ab 1. Juli 1995 für die verbliebenen „Altschulden'' durch- 
schnittlich 1 DM/m^ für den Kapitaldienst aus der Miete aufzu- 
bringen. Durch die Verlängerung der Zinshilfe würde das einzige 
Argument für den Termin der Einführung der Vergleichsmiete 
(1. Juli 1995) entfallen. Auch die noch nicht abgeschlossene 
Zuordnung von Grund und Boden stellt ein entscheidendes Inve- 
stitionshemmnis dar. 

Zu Nummer 1 

Dies ist notwendig, weil die Gründe für den erweiterten Kündi- 
gungsschutz (fehlender bezahlbarer Ersatzwohnraum) auch über 
das Jahr 1995 hinaus bestehen. Ansonsten ist insbesondere bei 
Einliegerwohnungen in kleinen Gemeinden mit einem hohen An- 
teil an Zwei-Familien-Häusern mit Kündigungswellen zu rech- 
nen. 

Zu Nummer 8 

Eine beabsichtigte Übergangszeit von zwei bis drei Jahren wider- 
spricht den Erfahrungen der alten Bundesrepublik Deutschland 
bei der Umsetzung des Lücke-Plans und der Einführung des 
Vergleichsmietensystems. Dort war der Übergang zeitlich und 
territorial differenziert in Abhängigkeit von der konkreten ört- 
lichen Situation auf dem Wohnungsmarkt geregelt, er betrug sie- 
beneinhalb Jahre, in Ballungsräumen sogar noch wesentlich 
länger. 

Zu Nummer 9 

Die Aufhebung der Kappungsgrenze für die Umlage der warmen 
Betriebskosten mit Inkrafttreten des Mietenüberleitungsgesetzes 
würde neben den vorgesehenen Mietsteigerungen weitere Wohn- 
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kostenbelastungen mit sich bringen. Dies würde besonders Miete- 
rinnen und Mieter in Wohnungen mit Fernwärmesystemen tref- 
fen, welche die Höhe der Heizkosten infolge der Energieverluste 
an den Anlagen nicht selbst beeinflussen können. Damit würde 
auch die Intention der Kappung - Vermieter zu motivieren, Ener- 
giekosten durch Modernisierung der Heizungssysteme, Wärme- 
dämmung usw. zu reduzieren - ins Gegenteil verkehrt werden. 
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